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Kohl besucht CDU/CSU- 
Gruppe in Straßburg 

Gegen eine EU-Mitgliedschaft derTürkei sprach 
sich der Alt-Bundeskanzler Helmut Kohl während 
eines Besuchs bei der CDU/CSU-Gruppe im Eu- 
ropäischen Parlament in Straßburg aus. Er habe 
sich auch während seiner Amtszeit als Bundes- 
kanzler stets für gute und enge Beziehung zwi- 
schen derTürkei und der Europäischen Union ein- 
gesetzt. Eine EU-Mitgliedschaft derTürkei habe er 
jedoch entgegen anderer Behauptungen niemals 
befürwortet. 

Inhalt 

E. Brok/H. Nassauer: 
Hilfe für Flutopfer 

Seite 2 
Hans-Gert Pöttering: 
Politische Prioritäten 

Seite 3 
Joachim Wuermeling: 

Dienstleistungsrichtlinie 
Seite 4 

EU-Verfassung 
Seite 5 



FLUTKATASTR 0 PH E 

ELMAR  BROK  UND  HARTMUT  NASSAUER: 

Hilfe für Flutopfer in Asien muss 
verstetigl werden 

Unbürokratische Hilfe für die Flutop- 
fer in Asien haben der Vorsitzende 

des Auswärtigen Ausschusses des Eu- 
ropäischen Parlaments, Elmar Brok, 
und der Vorsitzende der Südostasien- 
delegation des EP gefordert. 

Brok erklärte bei der Eröffnung der 
von ihm einberufenen gemeinsamen 
Sondersitzung von Auswärtigem, Ent- 
wicklungs- und Haushaltsausschuss, 
dass es jetzt vor allem auf die Schnel- 
ligkeit der Hilfe ankomme: „Das Eu- 
ropäische Parlament wird deshalb alles 
in seiner Macht Stehende tun, um die 
bereits angelaufene Hilfe für die Region 
im Rahmen seiner Möglichkeiten zu be- 
schleunigen und zu erleichtern. Kata- 
strophen eines solchen Ausmaßes ma- 
chen uns immer wieder deutlich, dass 
wir in einer gemeinsamen Welt leben 
und deshalb noch stärkerzusammenar- 
beiten müssen". 

Nassauer appellierte an die EU-Mit- 
gliedstaaten, dem Beispiel Deutsch- 
lands zu folgen, das mit bisher einer hal- 
ben Milliarde Euro den mit Abstand 
größten Hilfsbetrag zugesagt habe. Hier 
könnten zumindest einige größere EU- 
Mitgliedstaaten doch noch etwas mehr 
Reserven mobilisieren, so der Vorsit- 
zende der ASEAN-Delegation. 

Brok und Nassauer betonten, dass ei- 
ne schnelle Linderungder unmittelbaren 
Not der Menschen vor Ort, der Wieder- 
aufbau der Infrastruktur und die Ein- 
dämmung der Seuchengefahr jetzt die 

Milliardenhilfe für Flutopfer 
Bisher zugesagte staatliche Finanzhilfe in Millionen Euro 
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vordringlichsten Aufgaben seien. Jedoch 
sollte über der Beseitigung der direkten 
Katastrophenfolgen nicht der mittelfri- 
stig notwendige Aufbau eines Vorwarn- 
systems, wie es im pazifischen Raum be- 
reits existiert, aus den Augen verloren 
werden. „Unserer Einschätzung nach 
hätte die Zahl der Opfer bei einem funk- 
tionierenden Vorwarnsystem zumindest 
erheblich verringert werden können. Wir 
regen deshalbanzu prüfen, inwieweitdie 
Europäische Union hier langfristig wirk- 
same Hilfe zur Selbsthilfe leisten kann, 
möglicherweise unter Nutzung der im 
Aufbau befindlichen europäischen Sa- 
tellitennavigationstechnologie Galileo", 
erklärten Brok und Nassauer. 
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POLITISCHE  PRIORITäTEN 

HANS-GERT  PöTTERING: 

Politische Prioritäten der 
EVP-ED-Fraktion 2005 

ie politischen Priori- 
L/täten der EVP-ED- 
Fraktion für 2005 hat der 
Fraktionsvorsitzende, 
Hans-Gert Pöttering, in 
einer Pressekonferenz in 
sechs Punkten vorge- 
stellt: 

1. Flutkatastrophe in 
Südostasien: Die EVP- 
ED-Fraktion begrüßt, dass 
die EU bei derGeber-Kon- 
ferenz in Djakarta mit 
Kommissionspräsident 
Barroso und Ratspräsident Jean-Claude 
Juncker hochrangig vertreten ist und un- 
terstützt alle Initiativen der EU, um den 
notleidenden Menschen in der Region zu 
helfen. Darüber hinaus schlägt die EVP- 
ED-Fraktion vor, auch im Mittelmeer- 
raum ein Frühwarnsystem einzurichten. 
Die EU sollte ein Angebot an alle Anrai- 
nerstaaten des Mittelmeers machen, an 
einem solchen System teilzunehmen. 
Die Kommission sollte prüfen, ob auch an 
anderen Küsten der EU Frühwarnsyste- 
me existieren, bzw. notwendig sind. 

2. Die Ratifizierungder Verfassung ist 
die Priorität der Prioritäten. Die Fraktion 
wird in Ländern, in denen Referenden 
stattfinden, Unterstützung leisten. 

3. Ukraine: Die EVP-ED-Fraktion wird 
sich dafür einsetzen, dass Präsident 
Juschtschenko möglichst bald in das 
Europäische Parlamenteingeladen wird, 
um die dauerhafte Unterstützungfür den 

Hans-Gert Pöttering MdEP 

Demokratisierungspro- 
zess in der Ukraine zum 
Ausdruck zu bringen. 

4. Die Unterstützung 
der Kommission bei der 
Umsetzung des Lissab- 
on-Prozesses zur Erhö- 
hung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der EU ist eine 
wichtige politische Prio- 
rität der EVP-ED-Frakti- 
on. 

5. Stabilitätspakt: 
Die EVP-ED-Fraktion ver- 

stehtsich als Anwalt derStabilitätdereu- 
ropäischen Währung und spricht sich ge- 
gen eine Änderung der Stabilitätskriteri- 
en, wie sie im Vertrag festgelegt sind, 
aus. Sie warnt vor den Gefahren einer 
Neuverschuldungspolitik, die die Proble- 
me in die Zukunft verschiebt und insbe- 
sondere Investitionen auch in Zukunfter- 
schweren wird. 

6. Finanzielle Vorausschau: Die EVP- 
ED-Fraktion hofft, dass es der luxembur- 
gischen Präsidentschaft gelingen wird, ei- 
nen Beschluss zur Finanziellen Voraus- 
schau zu erreichen. Es müssten zunächst 
die Aufgaben der EU definiert werden, be- 
vordie Ausgabengrenze festgelegt werde. 
Die Fraktion wird auf strikter Einhaltung 
des Interinstitutionellen Abkommens be- 
stehen, das vorsieht, dass ein Beschluss 
zurfinanziellen Vorausschau unter gleich- 
berechtigter Mitbestimmung des Europä- 
ischen Parlaments getroffen werden muss. 
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DIENSTLEISTUNGSRICHTLINIE 

JOACHIM   WUERMELING: 

Neue Chancen für die Wirtschaft 
ÖFFNUNG  DER  EUROPäISCHEN   DIENSTLEISTUNGSMäRKTE 

GESTALTEN  STATT  KAPUTTREDEN 

Europaweit stellen 
Dienstleistungen 

70% der Wirtschaftslei- 
stung dar, machen aber 
nur 20% des Handels im 
Binnenmarkt aus. Der 
Richtlinienvorschlag der 
Kommission zielt darauf 
ab, die grenzüberschrei- 
tende Erbringung von 
Dienstleistungen zu er- 
leichtern. Damit soll der 
Wettbewerb verstärkt 
werden, um Innovatio- 
nen zu fördern und Preise zu senken. 
Wirtschaftsinstitute prognostizieren ein 
Wachstum von 15% bis 35% bei grenz- 
überschreitenden Dienstleistungen als 
Folge der Richtlinie. Sie ist damit ein 
Beitrag zur Erhöhung der Wettbewerbs- 
fähigkeit und zur Schaffung von Ar- 
beitsplätzen, beides wesentliche Ziele 
der Lissabon-Agenda. 

Fürdie deutsche Wirtschaft mit ihrem 
hoch entwickelten Dienstleistungssek- 
torentstehen neue Absatzchancen. Für 
unsere Kommunen ergeben sich durch 
ein breiter gefächertes Angebot von 
Dienstleistungen ein größerer Gestal- 
tungsspielraum und günstigere Preise. 
Die kommunale Daseinsvorsorge ist, 
entgegen vieler Befürchtungen, nicht 
bedroht, weil deren Erbringung von der 
Richtlinie nicht betroffen ist. 

Joachim Wuermeling MdEP 

Der Richtlinientext ruft 
im linken politischen La- 
ger heftigen Widerstand 
hervor. Die Gegner be- 
fürchten einen Wettlauf 
um die niedrigsten Um- 
welt-, Sozial- und ge- 
werblichen Standards. 
Aber auch das Hand- 
werk, der Gesundheits- 
sektor und das Bauge- 
werbe haben Bedenken 
gegen einzelne Bestand- 
teile des Vorschlags, wie 

eine Anhörung der CDU/CSU-Europa- 
gruppe in Berlin ergeben hat. Demge- 
genüber unterstützen Industrieverbän- 
de, viele Mittelstandsvertreter und der 
Handel den Kommissionsvorschlag. Sie 
sehen darin eine Chance, im Binnen- 
markt unnötige bürokratische Hürden zu 
beseitigen. 

Ein Großteil der Kritik am Kommissi- 
onsvorstoß ist Folge des teilweise 
schwerverständlichen Textes und eines 
verhältnismäßig komplizierten Regel- 
Ausnahme-Systems. Diese Unüber- 
sichtlichkeit führt verbreitet zu Fehlin- 
terpretationen. Trotz dieser Komplexität 
bedeutet die Richtlinie jedoch weder ei- 
nen Eingriff in die kommunale Selbst- 
verwaltung, noch zwingt sie uns in ein 
modernes Sklaventum. Sie verschreibt 
auch keine totale Liberalisierung der 
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EU-VERFASSUNG 

Dienstleistungsmärkte, da schon im 
Kommissionsvorschlag umfangreiche 
Ausnahmen, etwa im Gesundheits- und 
Sozialbereich, vorgesehen sind. 

Wir unterstützen das Ziel der Öffnung 
des Dienstleistungssektors. Insbeson- 
dere für den deutschen Mittelstand be- 
steht in diesem Bereich ein erhebliches 
Wachstumspotential. Wir erhoffen uns 
die Aufhebung schikanöser Barrieren 
und die Entrümpelung der Verwaltungs- 
verfahren bei grenzüberschreitender 
Dienstleistungserbringung. 

Kernelement des Vorschlags ist das 
Herkunftslandsprinzip, das heißt der Er- 
bringer einer Dienstleistung arbeitet im 
Prinzip auch im Ausland nach dem 
Recht seines Herkunftsstaates. Bisher 
galt dies nur, wenn zugleich europäi- 
sche Mindeststandards festgeschrie- 
ben wurden. Mit Blick auf Qualitätssi- 
cherung, fairen Wettbewerb und Ver- 
braucherschutz istdies als generelle Re- 
gel problematisch. Gerade in Deutsch- 
land herrscht ein hohes Qualitätsniveau 
und entsprechendes Verbraucherver- 
trauen. Deshalb sollte das Herkunfts- 
landsprinzip präzisiert und um die erfor- 
derlichen   Ausnahmetatbestände   er- 

gänzt werden. In weniger sensiblen Be- 
reichen sollte es aber zur Regel werden. 

Nicht akzeptabel ist die Vorstellung 
der Kommission, nur die Behörden des 
Herkunftslandes dürften einen Dienst- 
leister kontrollieren, selbst wenn er in ei- 
nem anderen Land tätig ist. Das ist rea- 
litätsfremd. Die heimischen nationalen 
Behörden sind dazu weder in der Lage, 
noch haben sie ein Kontrollinteresse. Es 
ist daher eine effiziente Kontrolle im 
Land der Ausübung der Dienstleistung 
vorzusehen. 

Eine Fundamentalopposition gegen 
die Liberalisierung ist nach unserer 
Überzeugung fehl am Platze. CDU und 
CSU vertrauen auf die soziale und öko- 
logische Marktwirtschaft, auch in Euro- 
pa. Wir wollen konstruktiv an der Ge- 
staltung des Binnenmarktes für Dienst- 
leistungen mitarbeiten. Der Schutz von 
Verbrauchern, Gesundheit und Sicher- 
heit lässt sich durch eine vernünftige Ju- 
stierung der Richtlinie sicherstellen. 

Dr. Joachim Wuermeling (CSU) ist 
stellv. Koordinator der EVP-ED-Fraktion 
im Ausschuss für Binnenmarkt und Ver- 
braucherschutz des Europäischen Par- 
laments. 

EU-Verfassung gibt Rechte an 
die Bürger zurück 

EUROPäISCHES  PARLAMENT STIMMT  MIT GROBER  MEHRHEIT 

FüR   EUROPäISCHE VERFASSUNG 

Als großen und historischen Moment 
_für die europäische Einigung hat der 

Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion, Hans- 
Gert Pöttering die Annahme der Eu- 
ropäischen Verfassung im Plenum des 

Europäischen Parlaments bezeichnet. 
„Das Europäische Parlament hat mit ei- 
ner überwältigenden Mehrheit von 500 
Stimmen für den Verfassungstext ge- 
stimmt und damit ein wichtiges politi- 
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EU-VERFASSUNG 

sches Signal gesetzt. Unsere Priorität 
muss es jetzt sein, für eine zügige Rati- 
fizierung der Verfassung in den Mit- 
gliedstaaten zu arbeiten und die Bürge- 
rinnen und Bürger von der Bedeutung 
und der Notwendigkeit einer Europäi- 
schen Verfassung zu überzeugen", er- 
klärte Pöttering nach der Abstimmung. 

Das Europäische Parlament hat 
mit 500 Ja-Stimmen, bei 137 Nein- 
Stimmen und 40 Enthaltungen für den 
Text der Europäischen Verfassung ge- 
stimmt. 

Der Vorsitzende des Auswärtigen 
Ausschusses des Europäischen Parla- 
ments, Elmar Brok (CDU), erklärte zu 
dem vom EU-Verfassungskonvent er- 
arbeiteten Vertragswerk: „Der Verfas- 
sungsvertrag ist der Durchbruch des 
parlamentarischen Prinzips gegenüber 
der Regierungszusammenarbeit. Die 
Weiterentwicklung der Europäischen 
Union wurde damit nicht mehr diploma- 
tischen Zirkeln in ihren Hinterstübchen 
überlassen, sondern von Repräsentan- 
ten der europäischen Öffentlichkeit in 
einem transparenten Verfahren voran- 
getrieben. Damit werden auch die Rech- 
te der europäischen Bürgerinnen und 
Bürger entscheidend gestärkt". 

Als Beispiele für die Stärkung der de- 
mokratischen Teilhabe nannte Brok ins- 
besondere die zukünftige Wahl des EU- 
Kommissionspräsidenten im Lichte des 
Ergebnisses der Europawahlen, die Ein- 
führung von Bürgerbegehren, die öf- 
fentliche Beschlussfassung im Rat, ei- 
ne klare Kompetenzverteilung, die Aus- 
weitung der Mehrheitsentscheidung 
und der europäischen Kompetenzen in 
der Außen-, Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik sowie die Schaffung einer 
einheitlichen EU-Rechtspersönlichkeit. 

Mit dem Verfassungsvertrag werde folg- 
lich nicht nur die Effizienz und Transpa- 
renz der Entscheidungsprozesse in der 
Europäischen Union erheblich verbes- 
sert, sondern auch sichergestellt, dass 
ihr Handeln auf der Grundlage eines 
christlichen Menschenbildes rechtlich 
und politisch verbindlich bleibe. 

Brok warnte jedoch eindringlich da- 
vor, den im Verfassungsvertrag zum 
Ausdruck gebrachten Willen des Kon- 
ventes durch Technokraten wieder ver- 
wässern zu lassen. Er kritisierte deshalb 
entsprechende Bemühungen von Sei- 
ten des Rates, EU-Kompetenzen beim 
Aufbau eines europäischen auswärti- 
gen Dienstes wieder von der Kommis- 
sion abzuziehen, in aller Schärfe. Der 
Ausschussvorsitzende wies zudem den 
von seiten europaskeptischer Kreise 
immer wieder wider besseren Wissens 
erhobenen Vorwurf, der EU-Verfas- 
sungsvertrag bereite einem europäi- 
schen Superstaat den Weg, als „völli- 
gen Unsinn" zurück. 

Die Mitgliedstaaten blieben weiter- 
hin die Herren der Verträge und damit 
Träger aller staatlichen Gewalt in der Eu- 
ropäischen Union: „Der Verfassungs- 
vertrag stellt eindeutig klar, dass die Eu- 
ropäische Union nur dort Kompetenzen 
hat, wo die Mitgliedstaaten allein zu 
schwach sind und diese deshalb an die 
Union abgegeben haben. Dieser Ver- 
fassungsvertrag ist deshalb besser als 
alles andere einschließlich des derzeit 
geltenden Vertrags von Nizza. Seine Ra- 
tifikation darf darum nicht im politischen 
Tagesgeschäft untergehen. Es wird sich 
im jetzt laufenden Ratifikationsprozess 
sehr schnell zeigen, welches Land über 
wirklich große Staatsmänner verfügt", 
betonte Brok. 
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AUS    DER    EVP-ED - FRAKTI 0N 

kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EV P-E D - FR AKTI O N 

Luxemburgische Ratspräsidentschaft 
In der Plenarsitzung des Europäi- 

schen Parlaments im Januar hat die 
luxemburgische Ratspräsidentschaft ih- 
re Arbeitsschwerpunkte vorgestellt. Da- 
zu gehört neben der Halbzeitbilanz des 
Lissabon-Programms zur Erhöhung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen 
Union auch der Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt sowie die mittelfristige Fi- 
nanzplanung der EU, die sogenannte fi- 
nanzielle Vorausschau 2007 bis 2013. 

EVP-Fraktionsvorsitzender Hans- 
Gert Pöttering hat die Unterstützung 
der Kommission bei der Umsetzung 
des Lissabon-Prozesses als eine der 
wichtigsten politischen Prioritäten der 
EVP-ED-Fraktion bezeichnet. Zudem 
sprach sich Pöttering gegen eine Än- 
derung der Stabilitätskriterien, wie sie 
im Vertrag festgelegt sind, aus. Die 
EVP-ED-Fraktion warnt vor den Gefah- 
ren einer Neuverschuldungspolitik, die 
Probleme lediglich in die Zukunft 
schiebt. Für die Diskussion um die fi- 
nanzielle Vorausschau hofft die EVP- 
ED-Fraktion, dass es der luxemburgi- 
schen Präsidentschaft gelingen wird, 
einen für alle Mitgliedstaaten tragba- 
ren Beschluss zu erreichen. Bevor die 
Ausgabengrenze festgelegt werde, 
müssen die Aufgaben der EU definiert 
werden. Die Fraktion wird auf strikter 
Einhaltungdes Interinstitutionellen Ab- 
kommens bestehen, das vorsieht, 
dass ein Beschluss zurfinanziellen Vor- 
ausschau unter gleichberechtigter Mit- 

bestimmung des Europäischen Parla- 
ment getroffen werden muss. Luxem- 
burg führt bis 30. Juni 2005 den Vor- 
sitz des Europäischen Rates. 

KFZ-Haftpflichtversicherung 
Als wichtigen Beitrag zum gemeinsa- 

men europäischen Binnenmarkt hat der 
Koordinator der EVP-ED-Fraktion im 
Ausschuss für Binnenmarkt und Ver- 
braucherschutz, Malcolm Harbour, die 
vom Parlament in zweiter Lesung an- 
genommene Richtlinie zur KFZ-Haft- 
pflichtversicherung bezeichnet. Einer 
der zentralen Punkte der neuen Richtli- 
nie ist die Novellierung der Mindest- 
deckungssumme von 1000 000 Euro 
je Unfallopfer und 5 000 000 Euro je 
Schadensfall ungeachtet der Anzahl 
der Geschädigten. Der Rat hat bei sei- 
nervorangegangenen Bewertungeinige 
der vom Parlament in erster Lesung ge- 
forderten Abänderungen berücksich- 
tigt. Er hat die bestehende Ausnahme- 
regelung für landwirtschaftliche Fahr- 
zeuge beibehalten. Ebenfalls beibe- 
halten wurde das System der Grüne- 
Karte-Büros. Die Rolle des Schadens- 
regulierungsbeauftragten wurde präzi- 
siert. Bezüglich der Versicherungs- 
deckung von Fußgängern, Fahrradfah- 
rern und anderen nicht motorisierten 
Verkehrsteilnehmern wurde zur Klar- 
stellungein Hinweis auf einen Anspruch 
auf Schadensersatz nach einzelstaatli- 
chem Recht in den Gemeinsamen 
Standpunkt aufgenommen. 
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EUROPA AKTUELL 

EVP-ED-Abgeordnete beobachten 
palästinensische Wahlen 
Die palästinensischen Präsident- 

schaftswahlen am 9. Januar 2005, bei 
denen der Nachfolger von Jassir Arafat 
bestimmt wurde, wurden von einer Be- 
obachtergruppe des Europäischen Par- 
laments begleitet. Geleitet wurde die 
28-köpfige Delegation von dem für die 
Beziehungen zu den Staaten des Mit- 
telmeers zuständigen Vizepräsidenten 
des Europäischen Parlaments, Edward 
McMillan Scott. An der Beobachter- 
mission nahmen unter anderem die 
EVP-ED Abgeordneten loannis Kasou- 
lides, Jana Hybaskova, Charles Tan- 
nock. Armin Laschet, Michael Gah- 
ler, Ursula Stenzel, Stefano Zappala 
und Jose-Manuel Garcia-Margallo 
teil. 

Die Delegation hielt sich vom 6. bis 
10. Januar 2005 in den palästinensi- 
schen Gebieten auf, und traf sich dort 
sowohl mit dem neugewählten Präsi- 
denten Mahmud Abbas, als auch mit 
seinem Gegenkandidaten Mustafa 
Barghuti. Am Tag der Wahl verteilten 
sich die Abgeordneten auf diefünf wich- 
tigsten Gebiete: Gaza, Ost-Jerusalem, 
Hebron, Nablus/Jenin und Ramallah. 

Die Beobachter berichteten, dass 
diese Wahlen die demokratischsten 
und freiesten in der gesamten arabi- 
schen Welt gewesen seien. 

Armin Laschet: "Ich traue Mahmud 
Abbas zu, dass er dem Friedensprozess 
neue Impulse gibt. Jetzt sind die Kräfte 
gestärkt, die den Frieden wollen. Mit 
dem Abzug aus dem Gazastreifen in 
2005 wird dafür auch von Israel ein 
deutliches Zeichen gesetzt. Das Fenster 
für einen dauerhaften Frieden war noch 
nie so offen wie jetzt zu Beginn des Jah- 
res 2005!" 

Wahlen in Ukraine begrüßt 
Der Vorsitzende der EVP-ED-Frakti- 

on, Hans-Gert Pöttering, hat den Aus- 
gang der Wahlen in der Ukraine be- 
grüßt. Er gratulierte dem Wahlsieger 
Viktor Juschtschenko zu dessen Wahl- 
sieg Ende Dezember. 

Die Konferenz der Präsidenten (Frak- 
tionsvorsitzende und Parlamentspräsi- 
dent) sprach sich in Straßburg auf Vor- 
schlag Pötterings dafür aus, den neuen 
Präsidenten der Ukraine möglichst bald 
in das Europäische Parlament einzula- 
den. "Wir wollen damit unsere dauer- 
hafte Unterstützung für die Demokratie 
und den Reformprozess in der Ukraine 
zum Ausdruck bringen", erläuterte Pöt- 
tering, der bereits unmittelbar nach den 
Wahlen in der Ukraine in einem Brief 
an Parlamentspräsident Borrell diesen 
Vorschlag im Namen seiner Fraktion 
gemacht hatte. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle 
lboehm@europarl.eu.int 
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